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) 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Außenhandels förderungs­
Beitragsgesetz 1984 geändert wird; 
Einleitung des allgemeinen Begut­
achtungsverfahrens 

Anlagen: 25 

An den 
Präsidenten 
Parlament 
1010 Wien 

des Nationalrates 

A-1015 

Himmelpfortgasse 4-8 
Postfach 2 
Wien 9/HE 

Das Bundesministerium für Finanzen beehrt sich, 25 Exemplare des 

beiliegenden Gesetzesentwurfes samt dem Vorblatt zu den Erläuter­

ungen, den Erläuterungen sowie der Gegenüberstellung des gelten­

den Gesetzestextes zum Gesetzesentwurf mit der Bitte um Kenntnis­

nahme zu übermitteln. 

Für 

der 

ichtigkeit 

tigUng� 
;, 

30. Jänner 1987 

Der Bundesminister: 

Lacina, e.h. 

b .. Z -1,:;-
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J I 

E n t w u r f 

Bundesgesetz vom . . • • • • • • . • • • . • • •  , mit dem das 

Außenhandelsförderungs-Beitragsgesetz 1984 

geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Außenhandelsförderungs-Beitragsgesetz 1984, BGBI.Nr. 49, wird 

wie folgt geändert: 

1. Der § 1 lautet: 

"§ 1. Für Zwecke der Förderung des Warenverkehrs mit dem Ausland 

wird anläßlich der Einfuhr und der Ausfuhr von Waren unter der 

Bezeichnung "Außenhandelsförderungsbeitrag " ein Beitrag als 

ausschließliche Bundesabgabe erhoben. " 

2. Der § 2 Abs. 2 lautet: 

"(2) Der bei der Ausfuhr von Waren zu erhebende AuBenhandels­

förderungsbeitrag ist, 

a) soweit nach den zollgesetzlichen Bestimmungen die Abgabe von 

Sammelwarenerklärungen zugelassen 

entsprechend den zollgesetzlichen 

berechnen und zu entrichten; 

ist, vom 

Bestimmungen 

Begünstigten 

selbst zu 

b) soweit in der warenerklärung eine dem Verfügungsberechtigten 

oder dem Versender der Waren nach den zollgesetzlichen 

Bestimmungen zustehende Nachhineinzahlung für die Entrichtung 

des Zolles angeführt ist, gegenüber dem hiedurch Begünstigten 

geltend zu machen; 

c) im übrigen vom Verfügungsberechtigten in Stempelmarken zu 

entrichten, wobei die Beitragsschuld mit der Stellung der 

Waren zur Zollabfertigung entsteht und gleichzeitig fällig 

wird. " 

3. Der § 2 Abs. 3 lit.a lautet: 
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"a) Waren, deren Wert je Sendung zusammen 5.000 S nicht über­

steigt; " 

4. Dem § 2 werden folgende Absätze angefügt: 

" (5) Wird nach § 45 des Zollgesetzes 1955 eine Zollvergütung 

gewährt, so ist der bei der Ausfuhr der Waren erhobene AuBen­

handelsförderungsbeitrag insoweit zu vergüten, als er den Betrag 

übersteigt, der in einem vergleichbaren aktiven Veredlungsverkehr 

zu entrichten gewesen wäre. 

(6) Für den bei der Ausfuhr zu erhebenden AuBenhandels­

förderungsbeitrag ist weder im Ausgangsvormerkverkehr noch im 

Zwischenauslandsverkehr Sicherheit zu leisten." 

5. Dem § 5 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

" (4) Die für Zwecke der haushaltsmtißigen Verrechnung des in 

Stempelmarken entrichteten Beitrags notwendigen Daten sind der 

amtlichen Außenhandelsstatistik zu entnehmen." 

Artikel 11 

1. Dieses Bundesgesetz tritt 

2. Die Zuständigkeit zur 

richtet sich nach § 8 

gesetzes 1984. 

mit .................. in Kraft. 

Vollziehung dieses Bundesgesetzes 

des Außenhandelsförderungs-Beitrags-
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VOR B L A T T 

Problem: 

Das Außenhandelsförderungs-Beitragsgesetzes 1984, BGBl.Nr. 49, 

weist gewisse Unklarheiten und Lücken auf. Außerdem erscheinen 

Maßnahmen zur Verfahrensvereinfachung möglich. 

Ziel: 

Die Unklarheiten und Lücken wären zu beseitigen und Maßnahmen zur 

Verwaltungsvereinfachung zu setzen. 

Inhalt: 

Der Gesetzentwurf hat die Erreichung dieser Ziele zum Inhalt. 

Alternative: 

Keine 

Kosten: 

Die Vollziehung des Gesetzes in der geänderten Fassung wird keine 

zusätzlichen Kosten verursachen. 

Der Ausfall an Außenhandel�förderungsbeitrag kann mit rund 

400.000 S jährlich beziffert werden, von denen 8, 5 v.H. dem Bund 

und der Rest der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 

zufallen würden. 

Stand: 20.1.87 
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Erläuterungen 

A. Allgemeiner Teil 

Das Außenhandelsförderungs-Beitragsgesetz, BGBl.Nr. 214/1954, ist 

in der durch die Novelle BGBl.Nr. 484/ 198 1 zuletzt geänderten 

Fassung als "Außenhandelsförderungs-Beitragsgesetz 1984" unter 

BGBl.Nr. 49/1984 wiederverlautbart worden. 

Trotz der im Jahr 1981 vorgenommenen Änderungen, die vor allem 

auch eine bessere Anpassung des Gesetzes an das Zollrecht zum 

Ziel hatten, wurden noch gewisse formale Unklarheiten und Lücken 

festgestellt, die geschlossen werden sollten. Bei dieser Gelegen­

heit könnte im Interesse der Verfahrensvereinfachung auch die 

Wertgrenze für die Befreiung vom Außenhandelsförderungsbeitrag 

erhöht werden. 

Die Änderung würde keinen erhöhten Verwaltungsaufwand mit sich 

bringen; die Änderung des § 2 Abs. 3 würde sogar verwaltungs­

vereinfachend wirken, jedoch einen Ausfall an Außenhandels­

förderungsbeitraq von rund 400.000 S jährlich mit sich bringen, 

von dem wegen § 5 Abs. 1 des Gesetzes jedoch nur 8,5 v.H. den 

Bundeshaushalt belasten würden. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel I Z. 1 

Die vorgeschlagene Änderung ist rein formaler Natur; durch den 

Entfall einer Aussage, von wem der Beitrag zu entrichten ist, 

werden Widersprüche zum Zollrecht ausgeschaltet. 

Zu Artikel I Z. 2 

Auch die Neufassung des § 2 Abs. 2 ist zunächst formaler Natur, 

da auch hier der Ausdruck " Beitragspflichtiger" vermieden werden 

soll; wer den Beitrag zu entrichten hat, soll sich zunächst 

danach richten, wer nach dem Zollrecht Zollschuldner ist. Eine 

aus der Praxis erkannte Abweichung vom Zollrecht, nach der grund­

sätzlich der Verfügungsberechtigte Zollschuldner wird, soll 

jedoch in der lit.b geregelt werden; wenn nämlich in der Waren-
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erklärung (Ausfuhrerklärung) auf eine Nachhineinzahlungs-

bewilligung des Versenders der Waren verwiesen wird, soll der 

Beitrag dem Versender vorgeschrieben werden. Die technischen 

Gegebenheiten, deretwegen im Jahr 1981 im § 2 Abs. 2 lit.b 

bestimmt wurde, daß eine Zahlungsfrist nur vorn Verfügungs­

berechtigten in Anspruch genommen werden kann, wenn von einern 

Verfügungsberechtigten gleichzeitig Waren zur Abfertigung 

gestellt werden, die von verschiedenen Beitragspflichtigen 

versendet werden, sind durch Umstellungen in der Datenverar­

beitung der Zollverwaltung so geändert worden, daß es einer 

solchen Sondernorm nicht mehr bedarf, weshalb der zweite Halbsatz 

des § 2 Abs. 2 1it.b im Entwurf nicht mehr aufscheint. 

Zu Artikel I Z. 3 

Die Erhöhung der Wertgrenze soll vor allem für die Ausfuhr von 

Waren einen Schritt zum Abbau administrativer Erfordernisse sein; 

auf die budgetären Auswirkungen wurde im Allgemeinen Teil hinge­

wiesen. 

Zu Artikel I Z. 4 

Der neue § 2 Abs. 5 soll einen Anreiz schaffen, auf einen aktiven 

Veredlungsverkehr zu verzichten, vor allem wenn die Waren 

zollfrei sind und für die Einfuhrumsatzsteuer der Vorsteuerabzug 

in Anspruch genommen werden kann. Budgetäre Auswirkungen sind 

nicht zu erwarten, weil derzeit der aktive Veredlungsverkehr in 

Anspruch genommen wird und daher auch kein höherer Beitrag 

anfällt. 

Durch den neuen Abs. 6 sollen die Zollämter der Verpflichtung 

enthoben werden, wegen der Befreiung von der Sicherheitsleistung 

(Sicherstellung im Sinn des § 60 des Zollgesetzes 1955) im 

Ausgangsvormerkverkehr Ermittlungen hinsichtlich der Einbring­

lichkeit anstellen zu müssen: im Zwischenauslandsverkehr IRßt 

sich dies bereits aus § 127 Ahs. 4 letzter Satz ZollG (in der 

Fassung des BGBl.Nr. 188/1985) ableiten. 

Stand: 20.1.87 
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Zu Artikel I Z. 5 

Der Vorschlag überninunt aus gesetzessysternatischen GrUnden 

unverändert den Wortlaut des geltenden § 2 Abs. 2 lit.c letzter 

Halbsatz. 

Stand: 20.1. 87 
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1. 

2. 

Geltende Fassung: 

SI. Für Z""ecke der Förderung des �Tarenverkehrs mit 
dem Ausland wird ein Beitrag als ausschließliche Bundesabgabe 
erhoben. Dieser Beitrag ist unter der Bezeichnung ,,.Außenhan­
delsfärderungsbeitrag" bei der Ausfuhr vom Absender und bei 
der Einfuhr vom Empfänger der Waren oder von der Person, 
welche die zollamtliche Abfenigung veranlaßt, zu entrichten. 

(2) Für den bei der Ausfuhr von Waren zu erhebenden 
Außenhandelsfärderungsbeitrag gilt abweichend von Abs. 1 fol­
gendes: 

a) Soweit der Beitragspflichtige nach den zollgesetzlichen 
Bestimmungen zur Abgabe von Sammelwarenerklärun­
gen zugelassen ist, gilt die damit verbundene Verpflich­
tung zur Selbstberechnung des Zolles auch für den 
Außenhandelsförderungsbeitrag. 

b) Soweit dem Beitragspflichtigen nach den zollgesetzli­
ehen Bestimmungen eine Zahlungsfrist für die Entrich­
tung des Zolles eingeräumt ist, gilt diese' Zahlungsfrist 
auch für den Außenhandelsfärderungsbeitrag; werden 
von einem Verfügungsberechtigten gleichzeitig Waren 
zur Abfenigung gestellt, die von verschiedenen Beitrags­
pflichtigen versendet werden. so kann ei�e solche Zah­
lungsfrist nur vom Verfügungsberechtigten in Anspruch 
genommen werden. 

c) Andere Beitragspflichtige haben den Beitrag in Stem­
pelmarken zu entrichten; die Beitragsschuld entsteht in 
diesen Fällen mit der Stellung der Waren zur Zollabfer­
tigung und wird gleichzeitig auch fällig; die für Zwecke 
der haushaltsmäßigen Verrechnung des in Stempelmar­
ken entrichteten Beitrages notwendigen Daten sind der 
amtlichen Außenhandelsstatistik zu entnehmen. 

Gegenüberstellung 

§ 2 

Fassung laut Entwurf: 

<: 1. Filr ZII€cke der F'rr"c�'" r. � '. �  '.: . �<."".r}:ehrs mit d�m Auslai\d 
"ird anläßlich der E'.-:::>-.v :�� '5f" hr von �aren unter der 

Bezeichnunq ·Außenhan6alsf�r��rJnas�ejtraa· ein 

ausschließliche Bundesa�ca�p ��ho�en. 

Beitrag als 

"(2) Der bei der Ausfuhr von Waren zu erhebende Au8enhandels­
förderunqs�eitraq ist, 

"':a) sO\�eit nach den zollaesetzlichen Bestimmungen die 

Sammel"arenerklärungen o::unelasse'1 

entsprechend den zoll gesetzlichen 

her�chnen und zu entrichten: 

ist, vom 

Bestimmungen 

Al-,gahe von 

BeqUnsttgten 

selbst!. zp 

1-,) soweit in der Warenerl�l�rung ein� d�m Verfügunqsl-,erechtigten 

oder dem Versenrler der "'aren nach rle'1 z ... lJ gesetzlichen 

Bestimmungen �ustehende Nachhineinzahlung für die Entrichtung 

des Zolles anqeffihrt ist, aeqenü�er dem hiedurch Begünstigten 

geltend zu machen: 

cl im ührigen vom VerfGgunas�erpchti9ten in Stempelmarken zu 
entrichten, '�o"'ei die Bpitra,-,ssch"ld mit �er St�llung der 
Waren '?ur Zollahfertirl'lOq entstpht und gleichzeitiq fällig 
',·ird • •  
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3. 

4. 

5. 

- 2 -

§ 2 

(3) Über die sich aus der sinngemäßen Anwendung der 
Zollvorschriften ergebenden Abgabenbefreiungen hinaus sind 
vom Außenhandelsförderungsbeitrag befreit: 

a) Waren, deren Wert je Sendung zusammen 3 000 S nicht 

übersteigt; 

• 

§ 2 

§ 5 

" a) �'aren, 'deren ";",rl: �e Se:'ldung zusammen 5.000 S nicht Uber­

steigt; 

(5) wird nach <: 45 d .. s Zollqpset--:es 1"55 eine Zoll" erqUtung 

gewährt, so ist der hei der Ausfuhr der Waren erhobene Außen­

handelsförderungs .... eitrag inso','eit zu veraüten, als er den '1etraq 

flhersteigt, der in einem verqleich .... aren aktiven Veredlungsverkehr 

zu entri,chten ge' 'e!'Oen wäre. 

f�) Für den ryei der Ausfuhr zu erhehenden Au8enhandels­

förderunqshei traq ist ·'ed .. r im Ausgangs"ormerk"erkehr noch im 

Zwischenauslandsverkehr Sicherheit zu leisten. 

(A) Die für Zl.'eclce der haushaltsm:lßigen Verrechnung des in 

Stemnel"l"rke:1 " n t ::- i c h t e t en '1eitraqs not',endigen Daten sind der 

a1:lt 1 ichen All ß enh,lndo 1 sstat i stik zu entnehmen. 
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